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Mit dem 1. Oktober 1866 hat für unſer Blatt ein neues Abonnement begonnen. Unſer 
Blatt wird nach wie vor in volksthümlicher und leicht faßlicher Weiſe alle unſer Verfaſſungsleben 
berührenden Fragen im Sinne der entſchieden liberalen Partei beſprechen, und hoffen wir 
daß die Leſer des Blattes demſelben auch fernerhin treu bleiben und es in feinem Kampfe für 
Wahrheit und Recht unterſtützen werden. , 

In der Verſendung tritt infofern eine Aenderung ein, daß das Blatt vom 1. Oktober 
an am Sonntag Nachmittag verſandt und in Berlin am Montag früh ausgegeben wird, und 
werden die neueſten Nachrichten, welche Sonntags eingehen, in dem Blatte Aufnahme 
finden. Da der Preis unverändert bleibt, ſo wird 1 Blatt fortan die billigſte Montagszeitung 
ſein, und dürfte ſich beſonders Denen empfehlen, welche eine nur ſechs Mal wöchentlich erſchei— 
nende Zeitung halten. 

Wir bitten, die Abonnements möglichftärechtzeitig bei den Poſtanſtalten anzumelden, da 
ſonſt die vollſtändige Nachlieferung der erſchienenen Exemplare nicht verſprochen werden kann. 

, Der vierteljährliche Abonnementspreis beträgt bei allen preußiſchen Poftanftalten 4½ Sgr., 
bei den übrigen deutſchen Poſtanſtalten 7% Sgr.; in Berlin in der Expedktion, Taubenſtraße 27. 
4½ Sgr., bei ſämmtlichen Zeitungsſpediteuren 6 Sgr. Einzelne Nummern 6 Pf. Inſerate, welche 
bei der großen Auflage des Blattes im ganzen Lande Verbreitung finden, die geſpaltene 
Petitzeile 2 Sgr.; bei oͤfterer Wiederholung wird ein angemeſſener Rabatt bewilligt. 


Was zu einer dauernden Verſöhnung gehört. 


1 5 endlich beigelegt worden. Volk und Regierung 
Es geſchieht ja im Leben wohl einmal, daß man 


aben mit vereinigter Kraft und in gegenfeitiger Treue 
4 den harten Krieg gegen Oeſterreich und ſeine Bundes⸗ 
ſich mit einem alten Freunde erzürnt und in langem genoſſen durch deraſheſten und glänzendſten Siege beendigt. 
und bitterem Hader mit ihm lebt. Dann aber kommt Nach dieſem Siege hat der König dann ſelbſt die 
wieder eine gute Stunde, oder es tritt auch irgend ein Hand zu dauernder Verſöhnung geboten. Unſere Abge⸗ 
ſchweres Ereigniß ein, wo beide mehr der alten Freund⸗ 


ſchaft, als des jungen Streites ich erinnern. Da treten 
ſie an einander heran und helfen ſich brüderlichen 
Sinnes aus der Noth, und darnach reichen ſie ſich die 
B und ſprechen fortan nicht mehr von den böfen 

ingen, die zwiſchen ihnen vorgefallen ſind. Mag man 
auch nicht immer vergeſſen, was geſchehen iſt, man 
würde ſich doch vor ſich ſelber ſchämen, wenn man dem 
wiedergewonnenen Freunde jemals vorwerfen wollte, was 
er einſt, nach unſerer. Meinung, gegen uns verſchuldet 
hatte. Wehe aber dem, der den neugeſchloſſenen Bund 
zum zweiten Male bricht! 

Aehnlich, wenn auch nicht ganz gleich, verhält es ſich 
mit dem ſchweren Streite, der vier ganze Jahre lang 
zwiſchen dem preußiſchen Volke und ſeiner Regierung 
gefochten iſt. Auch dieſer Streit iſt in feinem Haupk⸗ 


ordneten haben der Regierung auf ſein Begehr Ver⸗ 
geſſenheit für ihre bisherige, der Verfaſſung nicht ent» 
ſprechende Verwaltung der Staatsgelder zu Theil werden 
laſſen, und der König ſeinerſeits hat alle diejenigen 
Staatsbürger begnadigt, die wegen ihres Widerſtandes 
oder ihrer el gegen die Staatsgewalt von den 
Gerichten verurtheilt waren. 8 

Die Regierung hat ferner ſich verpflichtet, von nun 
an über das Staatsvermögen immer nur in der ver⸗ 
faſſungsmäßig nothwendigen Uebereinſtimmung mit der 
Volksvertretung zu verfügen. Endlich hat das Abgeord⸗ 
12 feine Zuftimmung zu der auswärtigen Politik 
der Regierung erklärt. Ja, in der Vorausſetzung, daß 
dieſelbe auch ferner zum Heile Preußens und des deut⸗ 
ſchen Vaterlandes werde geführt werden, haben unſere 
Vertreter der Regierung für die bisherigen und für 


künftige Kriegszwecke eine größere Summe zur Verfügung 
geſtellt, als je zuvor einer Regierung bewilligt worden 
iſt, nämlich die außerordentliche Summe von nicht 
weniger als ſechszig Millionen Thalern. 

Wir erwarten nun, daß den Zuſagen der Regierung 
und den Beſtimmungen der Verfafſung gemäß die 
Staatseinnahmen und Staatsausgaben für das Jahr 
1867, und ebenſo für jedes folgende Jahr ſchon vor 
dem Beginne deſſelben feſtgeſtellt und in dem durch 
Artikel 99 der Verfaſſung vorgeſchriebenen Staatshaus⸗ 
haltsgeſetze veröffentlicht ſein werden. Wird dieſe Er⸗ 
wartung wirklich erfüllt, ſo wird auch niemals wieder 
Veranlaſſung ſein, der Regierung ihr bisheriges Verfah⸗ 
ren in dieſer Beziehung vorzuhalten. 

Aber als bedachtſame Männer müſſen wir doch die 
ſehr ernſte Frage aufwerfen, ob mit der Beendigung des 
Budgetſtreites — wir hoffen ja, daß er wirklich 
beendigt ſei — ob mit der endlich geſicherten Aus⸗ 
führung des Art. 99. nun ſchon Alles gethan iſt. Oder 
genügt es etwa ſchon für das Glück, für den inneren 
Frieden, für die Wohlfahrt des Landes, wenn die Re⸗ 
gierung von nun an über all das Geld, das wir an 
die Staatskaſſen bezahlen müſſen, nur ſo verfügt, wie 
es von unſern Vertretern gut geheißen wird? Können 
verſtändige Männer ſchon dann mit der Regicrung des 
Landes vollſtändig zufrieden ſein, wenn dieſelbe nur 
nach außen hin klug und kräftig handelt, und wenn 
ſie im Innern nur eine gute, der Verfaſſung und den 
Geſetzen entſprechende Geldwirthſchaft führt? 

Gewiß genügt das bei Weitem noch nicht. Es 
genügt auch nicht, wenn dazu noch die andere, ebenfalls 
unerläßliche Forderung erfüllt wird, nämlich daß jetzt 
endlich alle anderen Artikel der Verfaſſung ihrem vollen 
Wortlaute nach zur Ausführung kommen. Denn 
wie ein einzelner Menſch noch lange kein guter 
Menſch iſt, wenn er nichts unterläßt, was der 
Buchſtabe des Geſetzes ihm befiehlt, und Nichts 
thut, was derſelbe ihm verbietet: ſo iſt auch die 
Regierung noch lange keine gute, die keinen nach⸗ 
weislichen Bruch der Verfaſſung und des Geſetzes ſich 
zu ſchulden kommen läßt. Gut iſt ſie nur, wenn ſie 
die wahren Bedürfniſſe eines gebildeten und geſitteten 
Volkes verſteht, und wenn ſie den ehrlichen Willen und 
die Kraft beſitzt, um dieſen Bedürfniſſen gerecht zu werden. 

Gerade in dieſer Beziehung haben wir gar Vieles 
von der gegenwärtigen Regierung zu fordern. Es wäre 
unmöglich, Alles auf einmal aufzuzählen. Wir ſagen 
daher nur, daß die Regierung bis jetzt erſt einen guten 
Anfang gemacht hat. Aber ſie muß auch nicht bei 
dieſem Anfange ſtehen bleiben, denn ſonſt hört derſelbe 
auf, ein guter Anfang, ja, überhaupt ein Anfang zu 
ſein. Wenn dieſem Anfang eine dauernde Ver⸗ 
ſöhnung mit dem Lande folgen ſoll, fo ſcheint und vor 
allem nothwendig, daß in drei Zweigen der Verwaltung 
ein vollſtändig neuer Weg betreten wird. Es ſind die 
Miniſterien der Juſtiz, des Innern und der Geiſt⸗ 
lichen⸗ und Unterrichts⸗Angelegenheiten. 

Von der Juſtiz verlangen wir, daß ſie die Geſetze 


auslegt in Uebereinſtimmung mit dem Rechtsbewußtſein 
des Volkes, und daß ſie uns Rechtsſicherheit gewährt 
gegen Jedermann. Das erſte kann nur ausgeführt 
werden durch eine weitere Ausdehnung der Geſchworenen⸗ 
gerichte, die Rechtsſicherheit gegen Jedermann aber ift 
nicht möglich, ſo lange es einen Gerichtshof für Kompe⸗ 
tenzkonflikte giebt, und ſo lange die Staatsanwalte 
allein das Recht haben, wegen Verbrechen und Vergehen 
eine Anklage zu erheben, mögen dieſelben von Beamten 
oder Nichtbeamten begangen ſein. 

Von dem Miniſter des Innern verlangen wir, daß 
er endlich ein Ende mache mit den unzähligen Nichtbe⸗ 
ſtätigungen und überhaupt mit der ganzen Behandlung 
der Städteordnung, wie fie in den letzten Jahren in 
Uebung gekommen iſt. Wir verlangen, daß er die 
nöthigen oe vorſchlage, damit endlich die guts⸗ 
herrliche und rentmeiſterliche Polizei in unſeren 
öſtlichen Provinzen aufhöre, und damit durch 
eine gute und gerechte Kreis- und Gemeindeord⸗ 
nung endlich der Bauer zu ſeinem Rechte 
komme. — Der Bauernſtand hat ſo eben die Laſten 
des Krieges doppelt und dreifach ſo ſchwer getragen 
wie jeder andere Stand. Es iſt daher gewiß nicht zu 
billigen, wenn der Bauersmann noch immer viel ge⸗ 
ringer angeſehen wird, als die Leute aus anderen 
Ständen, und wenn er noch immer ein halber Unter⸗ 
than des Rittergutsbeſitzers bleiben fol. 

Die Verwaltung der geiſtlichen und Unterrichts⸗ 
Angelegenheiten endlich ſoll eine ſolche ſein, daß die 
Schule frei iſt von der Kirche, und daß die Kirche frei 
iſt vom Staat. Wo man die Religion und die Er⸗ 
iehung der Jugend heilig hält, da läßt man die Kirche 
a und ſucht die Jugend des Landes zu ſelbſtdenken⸗ 
den und felbftitändigen Menſchen zu erziehen, zu 
Menſchen, die ihrer Würde, die der Ebenbildlichkeit 
Gottes ſich bewußt ſind. Wer das im vollen Ernſte 
will, der läßt auch jetzt ſeinen Kindern einen beſſeren 
Unterricht ertheilen, als mit den ärmlichen Mitteln der 
Volksſchule und von disziplinirbaren Regulativſchul⸗ 
meiſtern ertheilt werden kann. 

Der Staat kann einer tüchtigen und gewiſſenhaft 
beobachteten Verfaſſung in keiner Weiſe entbehren. 
Aber ſie iſt ein hinfälliger Leib, wenn ſie nicht von 
einer ſtarken und geſunden Seele belebt wird. Dieſe 
Seele empfängt ſie unfehlbar, wenn unter ihrem Schutze 
eine gute Rechtsflege, eine freie Selbſtverwaltung von 
Kreis- und Gemeinde und ein fruchtbringender Unter⸗ 
richt in der Schule, insbeſondere in den Volksſchulen. 
emporblühen. Wir führen keinen Kampf gegen die 
Perſonen derjenigen Miniſter, die den genannten Zwei⸗ 
gen der Staatsverwaltung vorſtehen, aber wir wünſchen 
daß in ihren Verwaltungsgebieten die von uns ge⸗ 
wünſchten Wege, welche allein zum Ziele führen, 
eingeſchlagen werden. Wollen oder können ſie das aber 
nicht, nun, ſo mögen ſie wenigſtens einſehen, daß ſie 
nicht länger Mitglieder einer Regierung bleiben können, 
die eine dauernde und nicht eine bloß vorüber⸗ 
gehende Verſöhnung mit dem Volke geſucht hat. 


Politiſche Wachenſchau. 


reußen. Seitdem der Landtag vertagt iſt und die 
Mehrzahlöder Miniſter Erholungsreiſen angetreten haben, iſt 
ein gewiſſer Stillſtand in der Politik eingetreten, wenigſtens 
in der äußern Politik, welche doch im Augenblick die öffeut⸗ 
liche Aufmerkſamkeit am meiſten in Anſpruch nimmt. Hier⸗ 
zu trägt auch wohl die Krankheit des Grafen Bismarck viel 
bei, da derſelbe doch die einzelnen Fäden alle in der Hand hat, 
und ein anderer dieſelben nicht ſo leicht entwirren kann wie 
er. Wie es heißt, iſt ſein Zuſtand derart, daß er noch einige 
Wochen lang in voller Ruhe und Zurückgezogenheit leben muß. 
Das Annexionsgeſetz ift jetzt in Hannover, Kaſſel, 
Frankfurt und Naſſau verkündet worden; in Hannover iſt am 
6. d. M. noch ein beſonderes Beſitzergreifungspatent erlaſſen 
worden. Daſſelbe iſt von folgender königlichen Profla- 
mation begleitet: 


Durch das Patent, welches ich heute vollzogen habe, vereinige 
Ich Euch, Einwohner der hannoverſchen Lande, mit Meinen 
Unterthanen, Euren Nachbarn und Drutichen Brüdern. Durch 
die Entſcheidung des Krieges und durch die Neugeſtaltung 
des gemeinſamen Deutſchen Vaterlandes nunmebr von einem 
Fürſtenhauſe getrennt, dem Ihr mit treuer Ergebenheit an⸗ 
gehangen, tretet Ihr jetzt in den Verband des Nachbarlandes, 
deſſen Bevölkerung Euch durch Stammesgemeinſchaft, durch 
Sprache und Sitte verwandt, und durch Gemein ſamkeit der 
Int reſſen befreundet iſt. — Wenn Ihr Euch nicht ohne 
Schmerz von früheren, Euch lieb gewordenen Verhältniſſen 
losſagt, ſo ehre Ich dieſen Schmerz und würdige denſelben 
als eine Birufchaft, daß Ihr und Eure Kinder auch Mir 
und Meinem Hauſe mit Treue angehören werdet. Ihr wer⸗ 
det die Nothwendigkeit des Geſchehenen erkennen. Denn 
ſollen die Früchte des ſchweren Kampfes und der blutigen 
Siege für Deutſchland nicht verloren ſein, ſo gebietet es eben 
ſo die Pflicht der Selbſterhaltung, als die Sorge für die 
Fürderun; der nationalen Intereſſen, Hannover mit 
Preußen fest und dauernd zu vereinigen, und — wie ſchon 
Mein in Gott ruhender Herr Vater es ausgeſprochen — nur 
Deutſchland hat gewonnen, was Preußen erworben. — Dieſes 
werdet Ihr mit Ernſt erwägen und ſo vertraue Ich Eurem 
Deutſchen und redlichen Sinne, daß Ihr Mir Eure Treue 
eben ſo aufrichtig geloben werdet, wie Ich zu Meinem Volke 
Euch aufnehme. — Euren Gewerben, Eurem Handel und 
Eurer Schifffahrt eröffnen ſich durch die Vereinigung mit 
Meinen Staaten reichere Quellen. Meine Vorſorge wird 
Eurem Fleiße wirkſam entgegen kommen. — Eine gleiche 
Vertheilung der Staatslaſten, eine zweckgemäße energiſche 
Verwaltung, ſorgſam erwogene Geſctze, eine gerechte und 
pünktliche Juſtizpflege, kurz alle die Garantien welche Preußen 
zu dem gemacht, als was es ſich jetzt in harter Probe be⸗ 
währt hat, werden Euch fortan gemeinfame Güter fein. — 
Eure kriegstüchtige Jugend wird ſich ihren Brüdern in 
Meinen andern Staaten zum Schutze des Vaterlandes treu 
anſchließen, und mit Freude wird die Preußiſche Armee die 
tapfern Hannoveraner empfangen, denen in den Jahr⸗ 
büchern Deutſchen Ruhmes nunmehr ein neues größeres 
Blatt eröffnet iſt. — Die Diener der Kirchen werden auch 
fernerhin die Bewahrer des väterlichen Glaubens fein. — 
Euren Lehranſtalten, den vieljährigen Pflegerinnen Deutſcher 
Kunſt und Wiſſenſchaft, werde Ich Meine beſondere Auf- 
merkſamkeit widmen, und wenn der Preußiſche Thron, je 
länger deſto mehr, als der Hort der Freiheit und Selbſl. 
ſtändigkeit des Deutſchen Vaterlandes erkannt und gewürdigt 
wird, dann wird auch Euer Name unter denen ſeiner beſten 
Söhne verzeichnet werden, dann werdet auch Ihr den Augen- 


blick ſegnen, der Euch mit einem größeren Vaterlande ver⸗ 
einigt hat. Das walte Gott! elm. 

Es iſt ganz natürlich, daß im Anfang noch vielerlei Miß⸗ 
behagen in den neuerworbenen Ländern empfunden werden 
wird, da es Niemanden ſo leicht wird, ſich ſchnell in ganz 
neue Zuſtände hineinzufinden, aber es ſteht zu hoffen, daß 
das Gefühl, einem großen und mächtigen Staate anzuge⸗ 
hören, dazu beitragen wird, das Neue mit unbefangenen 
Augen anzuſehen und vorurtheilsfrei zu prüfen. Eine der 
Hauptſchwierigkeiten dürfte die Einführung der preußiſchen 
Wehrverfaſſung bieten, indem die allgemeine Wehr. 
pflicht neben ihrer hohen ſittlichen Bedeutung doch für den 
Einzelnen eine ſehr große Unbequemlichkeit mit ſich bringt, 
von der er ſich bis jetzt in jenen Ländern befreien konnte, — 
wenn er reich war. 

Der Kurfürſt von Heſſen⸗Kaſſel und der Herzog 
von Naſſau haben ſich bekanntlich mit Anſtand in ihr 
Schickſal gefunden und ihrer Unterthanen des ihnen geleifte- 
ten Eides entbunden. Anders der König Georg von 
Hannover. Derſelbe hat mit einer großen Feierlichkeit 
Proteſt erhoben gegen die Einverleibung ſeines Landes in 
Preußen. Wird ihm dieſer Proseft etwas helfen? Wir 
glauben nicht, denn er hat es als König nicht verſtanden ſich 
die Liebe ſeines Volkes in dem Maße zu erwerben, daß das⸗ 
ſelbe j tzt aufſtehen und ihn mit den Waffen in der Hand 
zurückholen wird, und die übrigen curopäiſchen Mächte zeigen 
gar keine Luſt, zur Wiederherſtellung der Welfen⸗Dynaſtie 
einen Krieg anzufangen. 

In Hannover hat eine Verſammlung der liberalen Ab⸗ 
geordneten und der Gemeindevorſteher ſtattgefunden, welche 
eine Erklärung beſchloſſen hat, in der die Erwartung aus⸗ 
geſprochen wird, daß die preußiſche Regierung ſorgſam die 
beſonderen Verhältniſſe und Eigenthümlichkeiten des Landes 
beachten und ſchonend den Uebergang vermitteln werde. Die 
Hannoveraner, heißt es in dem Schriftſtücke, haben ihre Ge⸗ 
ſetzgebung in Betreff der Landeskultur durch eine längere 
Erfahrung lieb gewonnen und wünſchen, daß dieſelbe, ſowie 
dus Ablöſungsweſen, die Städteordnung, die Land⸗ 
gemeindeordnung, die bäuerlichen Rechtsverhält⸗ 
niffe vorerſt eine provinzielle Fortbildung erhalten. Zu diefem 
Behufe wird ein Beſtehenbleiben der Provinz Hannover als 
ſolcher gewünſcht. Schließlich wird der Wunſch geäußert, 
daß neben den mitwirkenden Regierungsorganen der Rat 
einer Anzahl von Vertrauens männern des Volkes ges 
hört und beachtet werde. 

Der politiſchen Amneſtie, welche der König am 20. Sep⸗ 
tember erlaſſen hat, iſt jetzt unter dem 2. d. M. folgender 
Gnaden⸗Erlaß für nichtpolitiſche Vergehen gefolgt: 

Veranlaßt durch die Beendigung des glorreichen Krie ⸗ 
9•8, will Ich hiermit denjenigen Perfonen, welche von den 
Civil⸗Gerichten wegen eines vor dem Eintritte oder der 
Wiedereinziehung in den activen Dienſt verübten Vergehens 
oder einer Uebertretung zu einer Freiheitsſtrafe im hoͤchſten 
Maße von ſechs Monaten, oder zu einer Geldstrafe im 
höchſten Betrage von Einhundert Thalern, jedoch ohne 
gleichzeitige Ehrenſtrafen rechtskräftig verurtheilt ſind, in⸗ 
ſofern ſie während des Krieges bei den mobilen Truppen 
gedient haben, reſp. noch dienen und ein ſtatutenmäßiges 
Anrecht auf das durch Meine Verordnung vom 20. Sep- 
tember dieſes Jahres geſtiftete Erinnerungskreuz für den 
Feldzug 1866 haben, die erkannten Strafen, de mögen 
einzeln oder zuſammen verhängt fein, ſoweit fle noch nicht 
vollſtreckt find, in Gnaden erlaffen und die ihnen aufer⸗ 
legten und noch nicht eingezogenen Unterſuchungskoſten 
niederſchlagen. 


In lan derjenigen Perſonen der bezeichneten Ka⸗ 
tegorie, welche ſich etwa noch gegenwärtig in Unterſuchung 
befinden und in derſelben Weile icht b. werden möch⸗ 
ten, 11 ich nach eingetretener Rechtskraft den in den einzel» 
nen Fällen ergehenden Entſcheidungen Ihren, des Zuftiz- 
Miniſters, Anträgen entgegen. Sie, der Juſtiz Minifter, 
haben dieſen Meinen Befehl ſchleunigſt bekannt machen 
zu laſſen und für deſſen Ausführung Sorge zu tragen. 

Wilhelm. 


Die ſeit Beendigung des Krieges von Zeit zu Zeit auf. 
tauchenden Gerüchte von einem Wechſel in den Miniſte⸗ 
rien des Innern und der Rafe ſind in dem Laufe 
der letzten Woche in verſtärktem Maße aufgetreten, und hat 
man ſogar ſchon den Präſidenten des Abgeordnetenhauſes, 
Herrn v. Forkenbeck als künftigen Juſtizminiſter bezeichnet. 
Von gut unterrichteter Seite wird allen ſolchen Nachrichten 
a das Entſchiedenſte 1 

ie Verhandlungen mit Sachſen nehmen keinen 
rechten Fortgang; der König Johann weigert ſich ſehr ent⸗ 
ſchieden auf die preußiſchen Forderungen einzugehen, und 
doch muß er ſich jelbft fagen, daß Preußen von dieſen For⸗ 
derungen (Beſetzung Sachsens mit preußiſchen Truppen, wäh⸗ 
rend die ſächſiſche Armee der preußiſchen einverleibt wird) 
nicht abgehen kann und nicht abgehen wird. Es ſcheint, daß 
er noch immer auf ein ganz unvorhergeſehenes Ereigniß, z. B. 
auf einen Krieg zwiſchen Preußen und Frankreich, oder wohl 
gar auf die plötzliche 1 Oeſterreichs rechnet. Viel⸗ 
leicht paſſirt es ihm, daß ſein Widerſtand ihn ſchließlich doch 
noch zum Kollegen des Königs von Hannover macht. 

taaten des norddeutſchen Bundes. Die Landtage 
in Mecklenburg haben das Wahlgeſetz zum Reichstag des 
norddeutſchen Bundes angenommen. Sie haben nur eine 
Aenderung vorgenommen, indem nämlich in Mecklenburg ver⸗ 
büßte Zuchthausſtrafen (alſo auch wegen politiſcher Vergehen) 
von der Wahlfähigkeit ausſchließen ſollen. Das hat weiter 
keinen Zweck, als die Wahl des ehemaligen Präſidenten der 
mecklenburgiſchen Volksvertretung, welche während der beſei⸗ 
tigten liberalen Verfaſſung tagte, des wackern Moritz 
Wi gers, unmöglich zu machen. 

ayern. Die bayeriſche Regierung hat ſich zu einem 
engen Bündniß mit Preußen e welches hoffentlich 
der Anfang fein wird zu einem Bündniß nach Art des jetzi⸗ 
en norddeutſchen Bündniſſes, welches ganz Deutſchland um⸗ 
ſchliehen wird. - 

In Bayern tragen die Soldaten außer Dienſt nur an 
den Sonn- und Feiertagen Säbel; es 5 nun jetzt, nachdem 
verſchiedentliche Exceſſe vorgekommen find, verordnet worden, 
daß denjenigen Soldaten, welche mit gezogenem Säbel an 
Exceſſen Ankheil nehmen, ſelbſt wenn keine Verwundung vor · 
kommt, die Erlaubniß zum Tragen des Säbels auf unbe 
ſtimmte Zeit entzogen wird. Iſt der einzelne Soldat nicht 
zu ermitteln, ſo trifft dieſe Strafe die ganze Kompagnie. 

Oeſterreich. Oeſterreich hat jetzt endlich mit Italien 
Frieden .gefchloffen, doch hat es dabei feine Geldforderung 
ganz bedeutend ermäßigen müſſen. 

In Betreff der ferneren Geſtaltung der Dinge in Oeſter⸗ 
reich ſcheint noch immer eine ſehr große Rathloſigkeit zu 
herrſchen; eine Zeit lang hat man ſogar ernſtlich daran ge⸗ 
dacht, den Herrn v. Beuſt zum Miniſter der auswärtigen 
Angelegenheiten zu machen. Damit hätte man natürlich nur 
den Beweis geliefert, wie wenig man an eine ernſtliche und 
dauernde Verſöhnung mit Preußen denkt. 

Die Ungarn treten immer ungeſtümer mit ihren Forde ⸗ 
rungen hervor, doch zeigt die Regierung in Wien noch keine 
Neigung, dieſelben zu erfüllen. 


Frankreich. Der Kaiſer Napoleon iſt ſeit längerer 
Zeit ſehr leidend, und obgleich feiner Krankheit offiziell 
jede Bedeutung e wird, ſo iſt man do 
im allgemeinen der Anſicht, daß feine Geſundheit ernſtlich 
untergraben ſei. Daraus würde ſich auch die zur Schau ge 
tragene Friedensliebe des Kaiſers erklären. 

In den letzten Wochen haben Ueberſchwemmungen 
in Frankreich ernſtliche Verwüſtungen angerichtet; man ſchätzt 
den Schaden auf viele Millionen Franks. 

Italien. In Palermo haben ſehr bedeutende Unruhen 
ſtattgefunden, welche erſt nach Einnahme der Stadt durch 
die Eugen Truppen unterdrückt werden konnten. Sie 
ſcheinen durch eine Bereinigung der legitimiſtiſchen Partei 
mit den rothen Republikanern hervorgerufen zu jeim 

England. Die Königin hat aus Anlaß der glücklich 
vollendeten Kabellegung dem Direktor der Telegraphen⸗Kon · 
ſtruktions⸗Geſellſchaft, Mr. Good, ſowie dem Vizepräſiden⸗ 
ten der urſprünglichen Atlantic⸗Telegraph⸗Company, Mr. 
Simpſon, die Baronswürbe und den Herren A. Glaß, 
S. Canning, Profeſſor Thomſon und Kapitän Ander⸗ 
ſon die Ritterwürde verliehen. 


Neueſte Nachrichten. 

Wie uns mitgetheilt wird, foll die Unterzeichnung 
des Friedens mit Sachen nahe bevorſtehen. 

Privatnachrichten aus Paris ſchildern den Gefundheits- 
zuſtand Napoleons als ſehr bedenklich. f 

Altona, 6. Oktober. Nach den „Alt. Nachr.“ ſoll ganz 
Schleswig über das Schickſal Nordſchleswigs abſtimmen. 

Wien, 5. Oktober Abends. Der Abgeordnetentag beichloß 
die Berufung einer großen, aus Mitgliedern der verſchiedenen 
Parteien bestehenden Verſammlung. — Bei Auflig ſoll eine 
preußiſche Patrouille die Grenze überſchritten haben. 

Buchareſt, 5. Oktober. Der Miniſter Stirbey iſt aus 
Konftantinopel wieder hier eingetroffen. Die Unterhandlun⸗ 
en mit der Pforte dauern fort. Die Schwierigkeiten liegen 
bie denn der Fürſt verlangt bedingungsloſe Anerkennung. 

Wien, 7. Oktober, Morgens. Die anläßlich des Krieges 
eingeführte Viſirung der Päſſe iſt aufgehoben. — Graf 
Wimpffen ift zum öſterreichiſchen Geſandten in Berlin 


ernannt worden. 3 18525 
Brüffel, 7. Oktober Vorm. Die Kaiſerin Charlotte 
Der Graf von Flandern iſt 


ſoll an nn leiden. 
Eine Hauptſchlacht in 


von Miramare nach Rom abgereiſt. 

Konſtantinopel, 6. Oktober. ) 
Kandia wird erwartet. Der Kommandant der egyptiſchen 
Truppen iſt abberufen. General Grivas ſoll gefallen ſein. 
Eine franzöſiſche Panzerfregatte iſt vor Kandia eingetroffen. 
3000 Mann türkiſcher Truppen, aus Varna herbeordert, 
wurden nach Theſſalien eingeſchifft. 


Ein kleiner Preßprozeß. 

Am 14. Auguſt d. J. erhielt der Redakteur und Heraus- 
geber dieſes Blattes folgende Zuſchrift: 

Der Dr. phil. Gustav Lewinſtein u. ſ. . hat nach der An⸗ 
zeige des Druckſchriften⸗Büreaus des königli en Polizei⸗Präſidii 
unterlaſſen, das am 5. Juli c. eingereichte Pflichtexemplar der 
Nr. 27 des von ihm redigirten Wochenblattes „die Verfaſſung“ 
vom 7. Juli c. mit feiner Namens -Unterſchrift zu verſehen. 

Beweis: das beiliegende Pflicht⸗Exemplar im Originale. 

Jeugniß des Lektor Sack. f 

Es wird angetragen, denſelben nach den 85 5 und 39 des 
Geſetzes über bie Preſſe vom 12. Mai 1851 mit 1 Thlr. event. 
1 Tag Gefängniß 22 beſtrafen. 

Berlin, den 24. Juli 1866. = 

Der Polizei - Anwalt. 
gez. Herrmann. 


Sierzu eine Beilage 


Beilage zu Nr. 40. der „Verfaſſung“ vom 8. Oktober. 1866. 


Strafverfügung. a 
Nach der vorftehenden Anklage haben Sie ſich der in derſel ⸗ 
ben BEER Uebertretung schuldig gemacht. Auf Grund 125 
oben angeführten Beſtimmungen wird deshalb eine Geldſtrafe 
von 1 Thlr. — Sgr. 

gegen Sie feftgef., welche Sie nebſt den Koſt. von — „ 8 
Summa 1 Thlr. 5 Sgr. 
binnen 10 Tagen bei Vermeidung der Exekution an die Salarien⸗ 
Kaſſe des königlichen Stadtgerichts, Jüdenſtraße Nr. 59. unter 
Vorzeigung dieſes Mandats zu zahlen haben. Im Falle Ihres 
Unvermögens Hal an die Stelle der Gelbftrafe eine eintägige 

Vefängnißſtrafe. 2 

5 Elte Sie ſich durch dieſe Strafverfügung beſchwert finden, 
ſo haben Sie innerhalb einer zehntägigen Friſt von dem Tage 
nach der Zuſtellung dieſer Verfügung angerechnet, Ihren Einſpruch 
dagegen bei dem unterzeichneten Gerichte, im Geſchäftslokal, 
Molkenmarkt Nr. 2. parterre, ſchriftlich oder zu Protokoll anzu 
melden und zugleich die zu Ihrer Vertheidigung dienenden Ber 
weismittel anzuzeigen. Geht in dieſer Friſt ein Enſpruch nicht 


ein, jo erlangt die Strafverfügung Rechtskraft und wird gegen 


Sie vollſtreckt werden. 

Berlin, den 6. Auguſt 1866. 

Köͤnigliches⸗Stadtgericht, Abtheilung für Unterſuchungs⸗ 
Sachen, Kommiſſion I. für Uebertretungen. 

Der Redakteur erhob gegen dieſe Strafverfügung Ein⸗ 
ſpruch, und kam die Sache am 4. Okt. d. J. zur Ver⸗ 
handlung vor dem Einzelrichter. Die Vertheidigung bean ⸗ 
tragte die Freiſprechung aus dem Grunde, weil in 8 5 des 
Preßgeſetzes nur davon die Rede ſei, daß der Verleger 
von jeder Nummer, jedem Hefte oder Stücke einer Zeitung 
oder einer in monatlichen oder kürzeren Friſten erſcheinenden 
Zeitſchrift, welche im Inlande herauskommen, ſobald die 
Austheilung oder Verſendung beginnt, ein mit feiner 
Unterſchrift, bei kautionspflicktigen Zeitungen mit der Unter⸗ 
ſchrift des verantwortlichen Redakteurs verſehenes Exemplar 
gegen eine ihm zu ertheilende Beſcheinigung bei der Drtöpo- 
lizeibehörde binterlegen müſſe, und daß alſo, wenn in § 39 
von einer Geldbuße die Rede ſei, die den Herausgeber 
treffe, wenn er den Beſtimmungen des § 5 zuwider handle, 
damit offenbar nur der Verleger gemeint i. Dies geht 
auch aus den Verhandlungen über das Preßgeſetz hervor. 
Ursprünglich hat in $ 5 auch Herausgeber geſtanden; dieſes 
Wort ift jedech durch Verlrger eretzt worden, weil man 
nickt den Herausgeber für eine Uebertretung verantwortlich 
machen wollte welche der Natur der Sache nach nur der 
Verleger begehen kann, denn der i hat mit 
der Ausgabe und Verſendung eines Blattes nichts 
zu tbun und er kann daher auch nicht wiſſen, ob der Ver 
leger dieſe vor oder nach Einreichung des Pflicht- Exemplars 
eintreten läßt. Später iſt dann in § 39 aus Verſeben das 
Wort „Herausgeber“ ſtehen geblieben. Sowohl der Polizei⸗ 
Auwalt wie auch der Richter ſchloſſen ſich dieſer Ausführung 
vollftäneig an und erkannten auf Freiſprechung. Die⸗ 
ſelbe hätte außerdem, wie nach erfolgter Freiſprechung nach- 
gewieſen wurde, auch aus dem Grunde erfolgen müſſen, 
weil eine amtliche Beſcheinigung des Drudicriften- Bureaus 
vorlag, nach welcher rechtzeitig ein mit der Unter⸗ 
ſchrift des Dr. Lewinſtein verſehenes Exemplar 
eingereicht worden war. 

Wenn bei dieſem Prozeß nicht das Prinzip der Inter 
pretation des § 39 des Preßgeſetzes feſtgeſtellt worden wäre, 
ſo könnte man den ganzen Prozeß für zu unbedeutend halten, 
um ihn überhaupt zu erwähnen, aber wir hätten es doch 


gethan, um auf eine Eigenthümlichkeit der polizei⸗ 
lichen Aten e e inzuweiſen, welche uns nicht 
geeignet ſcheint, das Rechtsbewußtſein im Volke zu ſtärken. 

Es if ein alter deutſcher Spruch, der feine Geltung vor 
allem bei den Gerichten haben fol: a 

Eines Mannes Rede iſt keine Rede, 
an ſoll ſie hören alle Beede.“ 

Wie entſpricht dem nun der Polizei ⸗Richter. Er erhält 
die Anzeige von irgend einem Vergehen, einer Steuer ⸗Kon⸗ 
travention oder dergl. Er nimmt ohne Weiteres die ihm 

ewordene Mittheilung als richtig an, und ohne den Be 
ſchuboigten zu vernehmen, erläßt er ein Strafmandat, welches 
nach dem gedruckten Formulare mit den Worten beginnt: 
„Nach der vorſtehenden Anklage haben Ste ft der in 
derſelben bezeichneten Uebertretung ſchuldig ge- 
macht.“ Wir denken, daß der Richter doch erſt zu der 
Ueberzeugung der Schuld des Angeklagten kommen kann, 
wenn er denſelben gehört hat, und entweder durch ſein 
Zugeſtändniß oder durch Zeugenbeweis die Richtig ⸗ 
keit der gemachten Anzeige feſtgeſtellt hat. Daß Diele 
gal. 8. nicht immer richtig iſt, beweiſt der vorliegende 
all. 


Man wird uns nun einwenden, daß dieſe Verfügung ja 
an ſich nur eine proviſoriſche ſei, daß fie nur gültig iſt, wenn 
keine Einſprache erhoben wird. Wir geben das zu und legen 
der Sache auch nur deßhalb eine Bedeutung ei, weil wir 
es für nicht zweckmäßig halten, daß der Richter einem Ange ⸗ 
ſchuldigten von vornherein ſagt, er ſei ſchuldig und ſich dem 
ausſetzt, daß der Angeklagte ihn des Irrthums überführt, 
indem er den Beweis liefert, er ſei nicht ſchuldig. Es a 
nach unſerer Meinung der Angeklagte jo lange für nichtſchul ⸗ 
dig erachtet werden, bis der Vew eis ſeiner Schuld 
geführt worden iſt. 

Wir glauben, man könnte den bei dieſem Formulare im 
Auge gehabten gewiß anzuerkennenden Zweck der Abkürzung 
und Beſchleunigung des Verfahrens eben ſo gut erreichen, 
wenn man baffelbe ungefähr in folgender Weiſe abfaßte: 

Nach der vorſtehenden Anklage ſollen Sie ſich 
der in derſelben bezeichneten Uebertretung 
ſchuldig gemacht haben. Falls von Ihnen 
keine Einfprache erhoben wird, wird die 
Richtigkeit der Anklage angenommen, und es 
wird deshalb auf Grund der (oben angeführten Be⸗ 
ſtimmungen) eine Geldſtrafe von — Thlr. — Sgr. 
— Pf. gegen Sie feſtgeſetzt u. ſ. w. , 

Es würde dadurch nicht dem Angeklagten gleich von 
vornherein, ohne daß man ſeine Einwendung hört, oder es 
ihm auch nur möglich gemacht hat, Einrede zu erheben, 
geſagt, daß er der ihm zur Laſt gelegten Uebertretung ſchul⸗ 
diz ſei, und derſelbe hätte alsdann keinen Grund, den 
betreffenden Richter des Irrthums und der einſeitigen Auf 
faſſung zu zeiben. Aus dieſem Grunde würde ſich eine 
ſolche Aenderung gewiß ſehr empfehlen. 


Briefkaſten. 

Herr X. X. in Wickrath. Die Aenderung iſt nach 
reiflicher Ueberlegung eingeführt worden. Wenn Sie eine 
ſchriftliche Antwort auf Ihre 0 fe haben wollen, ſo 
müſſen Sie Ihren Namen deutlicher ſchreiben. 


Für das mit dem 1. Oktober beginnende neue Quartal jet zum 
Abonnement beſtens empfohlen die 


Volks⸗Zeitung. 


Organ für Jedermann aus dem Volke. 
Preis vierteljährlich bei allen preuß. Poſtanſtalten 25 Sgr., bei 
den andern deutſchen Poſtanſtalten 29 Sgr. 

Auflage 35,000 Exemplare. 

Die Volks + Zeitung, ſeit jetzt 17 Jahren die unerſchrockene 
Vorkämpferin für das Recht des Volkes und die Freiheit 
und Einheit des deutſchen Vaterlandes, iſt auch unter 
den durch den letzten Krieg veränderten Verhältniſſen ihren bis⸗ 
herigen Zielen nicht untreu geworden. Sie iit daher unbeirrt 
eingetreten für die Rechte der jetzt mit Preußen vereinigten Län⸗ 
der, ohne je die Forderungen der nationalen Einheit aus den 
Augen zu laſſen. Sie kämpft auch beute noch für die Herſtellung 
eines das ganze Teutſchland umfaſſenden Bundesſtaates und 
wird daher den Zuſammentritt des norddeutſchen Parlaments als 
die Anbahnung eines ſolchen mit beſonderer Au merkſamkeit verfolgen. 
Von je an eine Vertreterin des allgemeinen und gleichen 
Wahlrechtes wird ſie jetzt bemüht ſein, das Volk über die rich⸗ 
tige Benugung desſelben aufzuklären. Während fie alle dieſe Fra⸗ 
gen täglich in ihren treffichen Leitartikeln behandelt, bringt ſie 
außerdem alle politiichen Nachrichten raſch und in ge 
drängter, allgemein verſtändlicher Form. An dieſen politiſchen 
Tbeil ſchließen ſich Aufſäe an, welche alle nicht politiſchen 
Fragen, die das öffentliche Intereſſe in Anspruch nehmen, 
beſprechen, und werden neben den volkswirtbſchaftlichen Fra⸗ 
gen beſonders die neueſten Entdeckungen der W'öſſenſchaft dabei 
ihre Berückſichtigung finden. Durch genaue und ſchnelle Berichte 
über die Berliner Fonds und die Berliner und größeren aus- 
wärtigen Produktenbörſen ſucht ſie auch die Anſprüche des Geſchäfts⸗ 
mannes zu befriedigen. Die Verſendung von Berlin aus erfolgt 
mit den ne der 

Die weite Verbreitung der en e durch ganz Deutſch⸗ 
land macht ſie zu Ankündigungen aller Art beſonders geeignet, 
die Inſertionegevühr beträgt für die gewöhnliche Zeile 3 Sgr., 
für den Arbeitsmarkt ſogar nur 2 Sgr., ein im Verhältniß zu 
anderen verbreiteten Blättern, deren Auflage ſie um das Doppelte, 
ja bis um das Drei» und Vierfache überfteigt, gewiß mäßiger Preis. 


Für das mit dem 1. Oktober beginnende neue Quartal ſei zum 
Abonnement beſtens empfohlen das 


Sonntags⸗Blatt 


für Jedermann aus dem Volke. 


Begründet von Otto Ruppius. 
Herausgegeben von Friedrich Spielhagen. 


Erſcheint jeden Sonntag in einem Bogen gr. Quart in ele⸗ 
ganteſter Austattung. Preis vierteljährlich bet allen Buchhand. 
lungen und Poſtämtern 9 Sgr. 


Der Inhalt des Sonntags Blattes beſteht in: 


1) Original⸗ Novellen der bewährteften Autoren, wie 
Friedrich Spielhagen, e Adolf Stern, 
Friedrich Friedrich, Alfred Meißner, Ludwi 
Ziemſſen, Maria v. Roskowska, Sophie Verena u. 2. 
Einem fortlaufenden Album von Originalgedichten 
oder muſtergültigen Ueverſetzungen fremder Poeſien. 
Schilderungen aus der Zeit, die als Commentare zur 
Zeitgeſchichte willkommen ſein werden. 
Literariſches Beſprechungen der vorzüglicheren Er⸗ 
fmeınungen der deutichen Litteratur. 
Wiſſenſchaft für's veben, populäre Abhandlungen aus 
allen Gebieten des Wiſſens, von den namhafteſten Nader 
Loſe Blätter, einer Blüthenleſe von kleineren anregenden 
Notizen und Leſefrüchten von Nah und Fern, aus Vergangen⸗ 
heit und Gegenwart. 
Dieſer vielſeitige, theils unterhaltende, theils belehrende Inhalt 
macht das Sonntags „Blatt zu einer überall willkommenen Er ⸗ 
göngung zu den politifchen Zeitungen und ermöglicht der niedriege 
Preis von vierteljährlich nur 9 Sgr. Jedermann, felbft dem 
weniger bemittelten, das Abonnement darauf, wozu es biermit 
beſtens empfohlen ſein möge. 


Die Verlagshandlung von Franz Duncker in Berlin. 


2) 
3) 
4) 
5 


— 


6) 


Der 


„Bürger: und Bauernfreund“ 


beginnt mit dem 1. Oktober abermals von Gumbinnen aus feinen 
Lauf, für den geringen Preis von 4 Sgr. 6 Pf. für das Viertel ⸗ 
jahr, wofür alle Poſtanſtalten Beſtellungeu annehmen. 

Herausgeber und Redaktion bleiben die alten, eine Bürgſchaft, 
daß das Blatt den bis jept vertreteneu Grundſätzen treu bleiben 
wird. Wer in jetziger ſchwerer Zeit das Bedürfniß fühlt, ein 
unabhängiges freiſinniges, deutſches Blatt, welches in volks⸗ 
thümlichſter Sprache, vnerſchüttert durch Beſchlagnahmen 
und Strafen die nackte Wahrheit bringt, zu verbreiten, 
ee und, erleichtere uns die ſchwere und doch gern erfüllte 

icht. 

Inſertionen finden für 3 Sgr. die Zeile in ganz Deutſchland 
die weiteſte Verbreitung. 

_ „Die Herausgeber: 
Büttler- Marienhöhe. Th. Käswurn- Puspern. 


Das in Haynau jeden Mittwoch und Sonnabend erſcheinende 


„Haynaner Stadt-Blatt“ 


redigirt im liberalen Sinne, bringt in jeder Nummer einen 
opulär geſchriebenen Leitartikel, eine kurze für Jedermann ver⸗ 
(ine e Ueberſicht der Tagesereigniſſe, provinzielle und lokale 
achrichten, ſowie Original- 
ergebenſt ein. 
Inſerate finden in dem „Haynauer Stadtblatt,“ welches das 
weitverbreitetſte Blatt im Kreiſe iſt und weit über die Nachbar⸗ 


ovellen und ladet zum Abonnement 


— ⁵4i . —⅛? P. —. — . — 


ach hinaus geleſen wird, in Stadt und Land die gewünſchte Ver⸗ 
reitung. 
Alle Königlichen Poſtanſtalten nehmen zu dem vierteljähr⸗ 
uche Abonnementspreis von 9½ Sgr. Beſtellungen an. 
aynau. 


1 5 7 4 

Die „Sorauer Zeitung 

. (Redakteur: J. Fränkel 

beginnt mit dem 1. Oktober d. J. ein neues Abonnement. Sie 
vertritt die Intereſſen des vernünftigen Fortſchritts, indem 
ig ſte alle Zeitfragen durch Leit und andere Artikel von die · 
ſem Standpunkte aus beleuchtet. — Im Feuilleton bringt 
fie Original⸗Erzählungen. Gedichte ꝛc. — Durch einen Fra 
gefaften wird dem Publikum Gelegenheit zu Beſprechun⸗ 
gen über gemeinnützige Angelegenheiten geboten. — Die die 
er eng ſtets erwieſene rege Theilnahme und deren be» 
deutender Leſerkreis verſpricht für Inſerate den günftigften 
Erfolg, worauf die geetrten Inſerenten noch ganz bejon- 
ders aufmerkſam Bus werden. 

Wir bitten alle unſere Parteigenoſſen, auch die, welche 
für unſere Stadt kein beſonderes Intereſſe haben, ſo erge⸗ 
benft wie dringend, das kleine Opfer des Abonnements, 
welches bei allen Königl. Poſt⸗Anſtalten 10 / Sgr. beträgt, 
zu bringen, um unſere fo viel gemaßregelte Zeitung erhal 
ten und uns unſern Kampf erleichtern zu helfen. 

Sorau, im September 1866. 

Die Expedition der „Sorauer Zeitung.“ 
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